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Ein Grußwort zum 1.000sten 
Liebe Leserinnen und Leser,
liebe Redaktion!

Ich freue mich, dass ich anlässlich der 
Herausgabe des 1.000sten Newsletters 
“E-Government” die Gelegenheit habe, an 
dieser Stelle ein paar Gedanken zu äußern. 
Zuallererst möchte ich natürlich gratulieren 
und der Redaktion des Behörden Spiegel 
weiter viel Erfolg bei ihrer Arbeit wünschen. 

Aktuell sehen wir uns mit den Herausfor-
derungen konfrontiert, die die Corona-Pan-
demie mit sich bringt. Dieses bedeutet für 
den öffentlichen Bereich die Organisation 
von Verwaltungsprozessen unter erschwer-
ten Bedingungen. Bürgerinnen und Bürger 
müssen auch in diesen besonderen Zeiten 
die Möglichkeit haben, die Dienstleistun-
gen der Verwaltungen für sich in Anspruch 
nehmen zu können. Wie viel leichter wäre 
es da, wenn wir bereits jetzt die Ziele des 
Onlinezugangsgesetzes erreicht hätten und 
damit die 575 Verwaltungsdienstleistungen 
von Bund, Ländern und Kommunen schon 
zur Verfügung stünden. Oder im Bereich 
der Bildung wäre es ungleich leichter, wenn 
den zuhause bleibenden Kindern und auch 
deren Eltern bundesweit und mit einem 
einheitlichen Standard genügend digitale 
Lernmittel inklusive entsprechender Kom-
munikationsmöglichkeiten mit den Lehrern 
zur Verfügung stünden. 

Die Krise zeigt uns sehr deutlich, was be-
reits sehr gut funktioniert in der Digitali-
sierung. Sie zeigt aber auch, wo wir besser 
sein sollten und auch könnten. Vielfach ist 
es auch eine Frage der Geschwindigkeit, 
mit der wir digitale Projekte umsetzen. Wir 
als Bundesregierung haben kürzlich einen 
sogenannten Hackathon, einen digitalen 
Ideenwettbewerb, unterstützt, bei dem es 
nicht nur, aber vor allem darum ging, mög-

lichst schnell digitale Lösungen für definier-
te Herausforderungen zu entwickeln. Ne-
ben des wirklich großartigen Engagements 
der rund 27.000 Menschen, die sich hieran 
beteiligt haben und den vielen guten Lösun-
gen, die entwickelt wurden, zeigte sich mir 
vor allem auch eines: Wenn wir wollen oder 
müssen, dann sind wir sehr viel schneller 
als sonst üblich in der Lage, im Bereich der 
Digitalisierung Lösungen zu entwickeln. Das 
macht mir Hoffnung.

Ich wünsche Ihnen für Ihre weitere Arbeit 
alles Gute und bleiben Sie alle gesund!

Ihre Dorothee Bär
Staatsministerin bei der Bundeskanzlerin 
und Beauftragte der Bundesregierung 
für Digitalisierung

Staatsministerin Dorothee Bär war seit ih-
rem Amtsantritt im März 2018 regelmäßig 
Keynote-Sprecherin und Schirmherrin des 
Kongresses “Digitaler Staat”.                                                                                      
                     Foto: BS/Dombrowsky

+++ Wie uns heute vom Innen-

ministerium bestätigt wurde, 

stehen die beiden beamteten 

Staatssekretäre im BMI nunmehr 

fest: Die durch von Brigitte 

Zypries' Berufung zur Bundes-

justizministerin freigeworde-

ne Position besetzt ab Januar 

2003 Göttrik Wever, der jetzige 

Staatsekretär im Niedersächsi-

schen Kultusministerium. Wever 

ist langjähriger Herausgeber 

einer Zeitschrift für politi-

sche Bildung und hat umfassend 

zum Themenkreis Verwaltungsmo-

dernisierung veröffentlicht.

Den aus Altersgründen ausschei-

denden Claus Henning Schapper 

wird Lutz Diwell ersetzen, der 

als Berliner Innenstaatssekre-

tär u.a. den vielbeachteten E-

Government Masterplan auf den 

Weg gebracht hat. Weiterhin mit 

E-Government im BMI befasst ist 

auch IT-Direktor Martin Schall-

bruch. ... +++

Dies ist ein Auszug aus der ers-
ten Meldung der Ausgabe Nr. 1 von 
"Behörden Spiegel online", so 
der ursprüngliche Titel dieses 
Newsletters, veröffentlicht am 

10.12.2002.

+++ Wie alles begann +++
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Die Kraft der Digitalisierung offenbart sich in der Krise

Sonderausgabe 1.000 Newsletter

(BS/Klaus Vitt) Als ich vor gut fünfzehn 
Jahren in den Öffentlichen Dienst eintrat, 
arbeitete dieser noch weitgehend papier-
gebunden. Anträge wurden auf Formblät-
tern aus Papier ausgefüllt, meist von Hand, 
danach vom Beamten entziffert, beschie-
den und dann – wichtigster Schritt der 
Autorisierung – per Hand gestempelt und 
abgezeichnet. Das Stempel-Zeitalter der 
Verwaltung gehört zum Glück der Vergan-
genheit an. Heute haben sich die Prozesse 
grundlegend verändert: Terminvergaben 
finden online statt, Anträge werden elek-
tronisch gestellt, bearbeitet und gespei-
chert, immer mehr Vorgänge werden weit-
gehend digital abgewickelt. Zum Beispiel 
die KFZ-Zulassung oder das Beantragen von 
Arbeitslosengeld. 

Trotz dieser Erfolge sind wir in Deutsch-
land bei der Digitalisierung nicht so weit, 
wie wir es sein könnten! 

Die Gründe sind die komplexe föderale 
Struktur und die heterogene IT-Landschaft. 

Die Krisenzeiten machen allerdings nun 
auch dem letzten Zweifler deutlich, dass die 
Digitalisierung ein entscheidender Schlüs-
sel ist, der es uns ermöglicht, exponentiell 
gestiegene Anforderungen zu bewältigen. 
Das merken wir jetzt bei Covid-19, das habe 
ich aber auch schon bei der Flüchtlingskrise 
2015 so festgestellt. 

Digitalisierung des Asylverfahrens 
Als ich im Oktober 2015 Staatssekretär 

im Bundesinnenministerium sowie Beauf-
tragter der Bundesregierung für Informati-
onstechnik wurde, stand Deutschland vor 
einer anderen Herausforderung.

Hunderttausende Flüchtlinge strömten in 
sehr kurzer Zeit in unser Land. Nicht nur ih-
re Versorgung, ihre Registrierung und ihre 
Integration wurden zur Mammutaufgabe 

DIGITALE 
SOUVERÄNITÄT 
in einer in einer komplex vernetzten Welt

www.governikus.de

SICHERE
KOMMUNIKATION

SICHERE
DATEN

SICHERE
IDENTITÄTEN

Mit dem CIO des Bundes, Staatssekretär 
Klaus Vitt, der Ende dieses Monats in den 
Ruhestand wechselt, verbindet den Behör-
den Spiegel eine langjährige, intensive und 
angenehme Zusammenarbeit, die bis in die 
Zeit zurückreicht, als er noch als Leiter des 
IT-Systemhauses der Bundesagentur für  
Arbeit tätigt war.                                 Foto: BS/Dombrowsky

http://www.governikus.de


newsletter E-Government, Informationstechnologie und Politik 3

Nr. 1.000 April 2020

für Staat und Gesellschaft. Allein die Be-
arbeitung der Asylverfahren nach dem ur-
sprünglichen System hätte die Verwaltung 
auf Jahre lahmgelegt. 

Deshalb haben sich Bund und Länder im 
IT-Planungsrat bereits mit Beginn der Kri-
se einstimmig auf ein neues Asylverfahren 
verständigt: vollständig digital und medi-
enbruchfrei. Bisher hatten Bund, Länder 
und Kommunen Daten von Asylsuchenden 
an vielen Stellen mehrfach erhoben und 
gespeichert. Das führte zu ineffizienten 
Prozessen und mangelnder Datenqualität. 
Aber es führte auch zu Sicherheitsrisiken 
und Leistungsmissbrauch, etwa durch Dop-
pelidentitäten. 

Diese Risiken haben wir durch die Einfüh-
rung eines Kerndatensystems und die Digi-
talisierung des Asylverfahrens ausgeräumt. 
Heute steht eine flächendeckende Infra-
struktur zur frühzeitigen, eindeutigen Re-
gistrierung von Schutzsuchenden inklusive 
ihrer Fingerabdrücke bundesweit zur Ver-

fügung. Meldebehörden werden automati-
siert über eintreffende Asylsuchende infor-
miert. Damit konnten wir die Asylverfahren 
beschleunigen und Missbrauch vorbeugen. 
Die Flüchtlingskrise hat deutlich gezeigt:  
digitale Prozesse ermöglichen, dass der 
Staat schnell und effektiv auf plötzliche, ex-
treme Herausforderungen reagieren kann.

Mit dem OZG gut aufgestellt 
für die aktuelle Lage 
Seitdem ist die Digitalisierung der Verwal-

tung konsequent, aber maßvoll vorange-
schritten. 2017 wurde das Onlinezugangs-
gesetz (OZG) beschlossen. Das OZG ist ein 
wichtiger Meilenstein, denn zum ersten 
Mal einigten sich Bund und Länder auf ein 
konzertiertes Vorgehen und einen verbind-
lichen Fahrplan bei der Digitalisierung von 
Verwaltungsleistungen. Das gemeinsame 
Ziel: Alle Dienstleistungen der öffentlichen 
Verwaltung auch online zur Verfügung zu 
stellen.

Sonderausgabe 1.000 Newsletter

+++ Bis Ende des Jahres werden 

die Bundesbehörden bereits mehr 

als 160 Dienstleistungen im 

Internet anbieten. Innenminis-

ter Schily kommentierte den im 

Kabinett vorgelegten Bericht 

über die "Initiative Bund On-

line 2005": "Damit haben wir das 

im Umsetzungsplan festgelegte 

Ziel für 2002 erreicht". Die 

Bundesregierung hat sich selbst 

verpflichtet, bis zum Jahr 2005 

alle internetfähigen Dienst-

leistungen der Bundesverwal-

tung online bereitzustellen. 

+++
Auszug aus 

Ausgabe Nr. 2 von "Behörden Spie-
gel online",veröffentlicht am 

20.12.2002.

+++ Bund Online 2005 +++

RÜCKSPIEGEL

IHR DIGITALISIERT DIE NEWS. 
WIR DIE VERWALTUNG.
DREAMTEAM. 

HERZLICHEN GLÜCKWUNSCH UND 
VIEL SPAß BEI DEN NÄCHSTEN 
1.000 AUSGABEN!

www.init.de

https://www.init.de
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Materna gratuliert dem 
Behörden Spiegel zur 1.000sten 
Ausgabe des Newsletters. 
Auch wir freuen uns über die Zahl 1.000! 

Mit inzwischen über 1.000 erfolgreich umgesetzten 
IT-Projekten in der Verwaltung bringen wir die 
Digitalisierung unserer Kunden voran!

www.materna.de/ps

1.0001.0001.0001.0001.0001.000

Zur Umsetzung fanden in den vergan-
genen Jahren unter anderem 30 Digita-
lisierungslabore statt, bei denen sowohl 
Verwaltungsmitarbeiter, Nutzer als auch 
IT-Experten gemeinsam digitale Lösungen 
entwickelten. Mehr als 100 Umsetzungs-
projekte wurden angestoßen. Nach dem 
Modell “Einmal für viele” können Leistun-
gen, die sich im Pilotbetrieb in einzelnen 
Ländern bewährt haben, schnell und ein-
fach von anderen Ländern nachgenutzt 
werden. 

Digitale Verwaltung hat enorm 
an Bedeutung gewonnen
Die digitale Verwaltung hat mit dem Aus-

bruch der Covid19-Pandemie erheblich an 
Bedeutung gewonnen. Zwischenmensch-
liche Kontakte jeder Art müssen auf ein 
Minimum reduziert werden. Das bedeutet 
im Klartext: Tausende Mitarbeiter der Ver-
waltung arbeiten im Home-Office, Ämter 
bleiben geschlossen und der persönliche 

Kontakt mit der öffentlichen Verwaltung ist 
deutlich reduziert, um die Ausbreitung des 
Corona-Virus zu verlangsamen. 

Priorisierte Umsetzung des OZG dring-
licher denn je
Zugleich ist es augenblicklich für viele 

Bürger und Unternehmen existentiell, dass 
Verwaltungsleistungen erbracht werden, 
insbesondere Zuschüsse und Soforthilfen 
beantragt und ausgezahlt werden können. 
Die beschleunigte Bereitstellung digitaler 
Angebote und damit die priorisierte Um-
setzung des OZG sind dringender denn je. 

Das Onlinezugangsgesetz hat über die 
vergangenen drei Jahre eine neue Quali-
tät der Zusammenarbeit zwischen Bund 
und Ländern etabliert und Verantwortliche 
in Bund, Ländern und Kommunen direkt 
miteinander vernetzt. Von diesen direkten 
Kontakten zu den einzelnen Verwaltungen 
profitieren wir bei der Bewältigung der ak-
tuellen Krise. 

Cyber-Sicherheit und digitale Souverä-
nität im Blick behalten
Wenn tausende Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter von Behörden und Unterneh-
men im Home-Office sind und am heimi-
schen Arbeitsplatz sensible Informationen 
bearbeiten, ergeben sich neue Herausfor-
derungen für die Cyber-Sicherheit.

Schnellere und stabile Netzanschlüsse, 
VPN-Lösungen sowie die Anschaffung ge-
eigneter Hardware müssen teilweise kurz-
fristig umgesetzt werden. Dafür gilt es, 
Lösungen zu finden, die einerseits die Ar-
beitsfähigkeit einer Organisation erhalten, 
gleichzeitig jedoch Vertraulichkeit, Verfüg-
barkeit und Integrität von IT-Systemen ge-
währleisten. 

Hier zahlt sich aus, dass wir in den letzten 
Jahren das Bundesamt für Sicherheit in der 
Informationstechnik (BSI) als Cyber-Sicher-
heitsbehörde des Bundes massiv gestärkt 
haben. Das BSI unterstützt durch seine Ex-
pertise jetzt Gesellschaft, Wirtschaft und 

Sonderausgabe 1.000 Newsletter

http://www.materna.de/ps
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1000 Ausgaben für interessante, zuverlässige  
Informationen zur Digitalisierung der  
öffentlichen Verwaltung

Dazu gratulieren wir dem  
Behörden Spiegel mit großer  
Hochachtung und hoher  
Wertschätzung!

Wir sind stolz darauf, Ihr  
Partner zu sein und  
freuen uns auf die 
weitere vertrauensvolle 
Zusammenarbeit.

Staat bei der Bewältigung dieser Heraus-
forderungen.  

Es geht dabei einerseits um den Schutz 
der Vertraulichkeit von Daten vor unbe-
rechtigten Zugriffen und Datenmissbrauch. 
Es geht aber ebenso darum, Infrastruktu-
ren vor einem Angriff oder Zugriffen von 
außen zu schützen, zum Beispiel durch Kri-
minelle oder fremde Nachrichtendienste. 
Insbesondere der reibungslose Betrieb 
von Kritischen Infrastrukturen ist jetzt ent-
scheidend.

Gestiegene Gefahrenlage 
im Cyber-Raum
Mit dem Beginn der Covid19-Pandemie 

ist die Gefahrenlage im Cyber-Raum noch 
einmal gestiegen. Kriminelle nutzen der-
zeit insbesondere die Angst im Zusam-
menhang mit der Corona-Lage aus, die zu 
Unachtsamkeit führen kann. So versenden 
sie beispielsweise E-Mails mit Köderdoku-
menten, die dem ersten Anschein nach 

amtliche Informationen über den Corona-
virus enthalten. Tatsächlich beinhalten sie 
Schadsoftware, die auf dem Rechner Pass-
wörter ausspähen kann (Phishing). 

Zur staatlichen Souveränität gehört heute 
auch die digitale Souveränität. Dazu ist es 
wichtig, eine leistungsstarke IT-Wirtschaft, 
die passgenaue und sichere Software ent-
wickelt, im eigenen Einflussbereich zu er-
halten. Eine risikoorientierte, aber auch 
innovationsfreundliche deutsche und ge-
samteuropäische Technikregulierung die-
ser IT-Wirtschaft bildet zudem die Grund-
lage für die Unabhängigkeit staatlicher 
Behörden von ausländischen Anbietern.

Hinter das bis heute Erreichte können 
wir nicht mehr zurück
Ich wünsche mir dieselbe Entschlossen-

heit und Ernsthaftigkeit, mit der jetzt alle 
Verwaltungsebenen gemeinsam an digita-
len Lösungen arbeiten, auch für die Zeit 
nach der Bewältigung der Corona-Krise. 

Auch die Schnelligkeit, mit der wir in den 
letzten Monaten Digitalisierung imple-
mentiert haben, müssen wir beibehalten. 

Hinter das bis heute Erreichte können wir 
nicht mehr zurück. Sofern kurzfristig erfor-
derliche Veränderungen auf provisorischer 
Basis erfolgt sind oder einen Ausnahmetat-
bestand bildeten, so müssen diese Errun-
genschaften in der nächsten Zeit dauerhaft 
etabliert und harmonisiert werden. 

Eine funktionierende und sichere digitale 
Verwaltung ist heute essentiell für einen 
modernen Staat wie die Bundesrepublik 
Deutschland. Indem wir jetzt ein solides, 
anschlussfähiges Fundament für eine digi-
tale Verwaltung errichten, wird unser Land 
auch bei künftigen Herausforderungen si-
cher, stabil und handlungsfähig bleiben. 

Ein längere Version dieses Namensartikels 
von Staatssekretär Klaus Vitt wurde auf der 
Plattform “onlinezugangsgesetz.de” veröf-
fentlicht. 

https://atos.net/de/deutschland
https://www.onlinezugangsgesetz.de/SharedDocs/interviews/Webs/OZG/DE/klaus-vitt-namensbeitrag.html
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Ein paar historische Meilensteine ... wahrlich nicht alle 
(BS) Die vergangenen rund zwei Jahrzehn-

te waren mit Blick auf die Digitalisierung von 
Staat und Verwaltung nicht arm an Meilen-
steinen und markigen Sprüchen. Wir haben 
in dieser kurzen Übersicht einmal einige 
– insbesondere für die Bundesebene – zu-
sammengetragen. 

Diese, aber auch die vielfältigen Aktivitä-
ten der Länder und Kommunen, waren einst 
Auslöser für die Idee zu diesem Newsletter 
und anschließend über die Jahre beständi-
ger Treibstoff, der diesen Newsletter nun 
fast 18 Jahre und 1.000 Ausgaben am Laufen 
hielt und zukünftig weiter halten wird.

Ein herzliches Dankeschön gilt alldenje-
nigen, die sich in dieser Zeit für die Digitale 
Verwaltung in ihrem Verantwortungsbe-
reich engagiert haben bzw. weiterhin en-
gagieren. Gerne tragen wir mit eigenen Ak-
tivitäten, wie diesem Newsletter, unseren 
Teil zur weiteren positiven Entwicklung bei.

01.12.1999 
Start des Regierungs

programms Moderner Staat 
–  Moderne Verwaltung.

04.02.2010 
Ernennung der Bundes CIO 

Cornelia Rogall-Grothe

01.04.2010 
Inkrafttreten ITStaats
vertrag / Gründung IT 

Planungsrat

27.04.2016 
Vorsitzender des Nationalen 

Normenkontrollrates  
Johannes Ludewig:  
„EGovernment in  

Deutschland gibt es de facto 
nicht“ 

13.09.2006 
Bundesregierung  

beschließt Programm  
EGovernment 2.0

28.04.2011 
Ausfertigung DeMail

Gesetz

01.04.2011 
Einrichtung des Nationalen 

CyberAbwehrzentrums 

18.09.2000 
Bundeskanzler Gerhard 

Schröder: „Die Daten sollen 
laufen, nicht die Bürger“.

01.08.2009  
Ergänzung des Grund-

gesetzes um die Art. 91c 
und 91d

24.09.2010 
Beschluss des IT-Planungs-

rats: Nationale  
EGovernmentStrategie 

(NEGS)

25.07.2015 
Inkrafttreten des IT
Sicherheitsgesetz

18.08.2017 
Inkrafttreten des Online

zugangsgesetz

14.11.2001 
Kabinettbeschluss: Pro-
jektgruppe BundOnline 
beim BMI eingerichtet & 

erster Umsetzungsplan für 
Initiative BundOnline 2005 

beschlossen.

10.12.2002 
Die Ausgabe Nr. 1 dieses 
Newsletters erscheint als 

"Behörden Spiegel online"

12.12.2006 
Erster Nationaler IT-Gipfel 

(heute Digitalgipfel) in 
Potsdam

23.02.2011 
Beschluss der Cyber

Sicherheitsstrategie für 
Deutschland

01.08.2013 
Inkrafttreten des  

EGovernmentGesetzes 
des Bundes

01.01.2020 
Gründung Föderale IT
Kooperation (FITKO)

10.12.2007 
Ernennung des ersten 

Bundes CIO: Hans Bernhard 
Beus wird Beauftragter 

der Bundesregierung für 
Informationstechnik

01.11.2010 
Ausgabe  

elektronischer  
Personalausweis

01.10.2015 
Ernennung des aktuellen 

Bundes CIO Klaus Vitt

14.03.2018 
Dorothee Bär wird Staats

ministerin für Digitalisierung 
im Bundeskanzleramt

22.06.2006 
Bund & Länder  
verabschieden  

ersten Aktionsplan  
DeutschlandOnline 

START

OZG

@

§
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WELCHEN WEG

Die Arbeitswelt wandelt sich. Mitarbeiter 
arbeiten mobil und wollen immer und 
überall sicher auf Daten zugreifen. Diese 
neue Form der Zusammenarbeit verän-
dert die Ansprüche an Verwaltungsorga-
nisationen. Gut, dass viele öffentliche 
Auftraggeber bereits unterwegs sind: Sie 
modernisieren und flexibilisieren Arbeits-
plätze, digitalisieren Services und nutzen 
moderne Cloud-Strukturen. Ein Weg, für 
den es Ressourcen braucht. 
Bechtle begleitet den Public Sector in 
den Bereichen Strategiefindung, Zielfor-
mulierung, Prozessdesign, aber auch 
beim Einsatz von Informationssystemen 
und IT-Infrastruktur. Mit einer Digitali-
sierungsstrategie legen wir die Richtung 
fest, in die unsere Kunden zukünftig 
gehen.

Wirkliche Mehrwerte schafft ein Ansatz, 
der bedarfsgerechte Anwendungen, 
Mobilität, Automatisierung sowie umfas-
sende Service- und Sicherheitskonzepte 
integriert. Speziell beim Thema Security 
etablieren sich einheitliche Sicherheits-
infrastrukturen. 
Um diese Herausforderungen erfolg-
reich zu organisieren, setzen viele Ver-
waltungseinheiten auf einen IT-Partner, 
der sie nachhaltig durch die digitale 
Transformation führt. Als starker und 
innovativer Technologiepartner unter-
stützen wir Sie, die Zukunft der Polizei-
arbeit zu gestalten.

Bechtle IT-Systemhaus Bonn
Telefon +49 2286888-0
bonn@bechtle.com 

bechtle.com

NIMMT DIE ZUKUNFT?

http://www.bechtle.com
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(BS/Marco Brunzel) Die Aussage, dass die 
fortschreitende Digitalisierung auch und 
gerade im Bereich der öffentlichen Ver-
waltung zahlreiche Potenziale eröffnet, ist 
ebenso richtig wie trivial. Gleiches gilt für 
allseits geteilte Botschaften in Bezug auf 
den Nutzen jeglicher Formen der Zusam-
menarbeit von Verwaltungen untereinan-
der bzw. mit Wirtschaft und Wissenschaft. 
Viel wichtiger wäre/ist daher die Botschaft, 
dass sich Nutzen und Potenziale (auch im 
Bereich der Digitalisierung und der Verwal-
tungszusammenarbeit) erstens so gut wie 
nie von selbst erschließen und zweitens 
meist auch mit erheblichen Herausforde-
rungen verbunden sind.  

Wer daher als Entscheider in Politik und 
Verwaltung seine Gestaltungsverantwor-
tung wirklich wahrnehmen will, muss zwin-
gend wissen, wie und warum Innovations-
prozesse in der öffentlichen Verwaltung 

teilweise gänzlich anders ablaufen als in 
der Wirtschaft. So fehlen in der Behörden-
welt sowohl einige “unsichtbare Hände des 

Marktes” (Adam Smith) als auch verschie-
dene Mechanismen der “kreativen Zerstö-
rung” (Joseph Schumpeter). Insofern ist die 
viel beschworene “Gestaltung des digita-
len Wandels” in einem gut 200 Jahre alten 
arbeitsteilig organisierten System von Zu-
ständigkeiten eben auch deutlich einfacher 
gesagt als getan. 

Digitale Innovationen brauchen institu-
tionelle  Strukturen
Der entscheidende Schlüssel für die er-

folgreiche Förderung von digitalen Inno-
vationen im Bereich der öffentlichen Ver-
waltung ist der Auf- und Ausbau bzw. die 
Verstetigung dafür geeigneter, instituti-
oneller Strukturen. Dies erfordert jedoch 
weit mehr als eine projektbezogene För-
derpolitik, nämlich vor allem einen syste-
matischen Aufbau und eine interdiszipli-
näre Kombination von Kompetenzen. Die  

Sonderausgabe 1.000 Newsletter

Vernetzte Verwaltung als Standortfaktor

Marco Brunzel ist Bereichsleiter für Digita-
lisierung und E-Government  bei der Metro-
polregion Rhein-Neckar (MRN). 
                    Foto: BS/Dombrowsky

#weitermachen      www.mach.de

ZUKUNFT IST HEUTE
Seit 35 Jahren unterstützt MACH öffentliche Verwaltungen 
bei der Modernisierung. Seit 1.000 Ausgaben berichtet der 
Behörden Spiegel Newsletter über aktuelle Entwicklungen. 
Gerade erleben wir gemeinsam: Digital ist das neue Normal 
– der Wandel in der Verwaltung ist da. 

Wir gratulieren!

http://www.mach.de
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Metropolregion Rhein-Ne-
ckar (MRN) hat diese Heraus-
forderungen dadurch gelöst, 
dass sie ihre Zielsetzungen im 
Bereich der Verwaltungsmo-
dernisierung und des Bürokra-
tieabbaus bereits 2006 als ein 
strategisches Handlungsfeld 
der länderübergreifenden Re-
gionalentwicklung definiert 
hat. Auf diese Weise hat sich 
in der MRN eine deutschland-
weit einzigartige Kultur – aber 
eben auch organisatorische 
Struktur – der Kooperation 
zwischen Verwaltungen sowie 
zwischen Wirtschaft und Ver-
waltung etabliert, auf deren 
Grundlage die MRN (in enger 
Zusammenarbeit mit ihren drei Bundeslän-
dern) einige sehr innovative Projekte und 
Vorhaben auf den Weg bringen konnte. Im 
Ergebnis konnte sich die MRN in den letz-

ten Jahren (in Kooperation mit verschiede-
nen Bundesbehörden) auch im nationalen 
Maßstab immer häufiger als technisches 
Experimentierfeld (BMVI, BAMF), Innova-

tions- und Erprobungsraum 
(BMI) sowie als Modellregion 
und Reallabor (BMWI) positio-
nieren. Entsprechend aktiv ist 
die MRN zudem in zahlreichen 
bundesweiten Gremien und 
Netzwerken der Staats- und 
Verwaltungsmodernisierung 
(Digitalgipfel, NEGZ, AWV, An-
di, Kommune 2.0, Bitkom, ...) 
und zählt aktuell auch zu den 
treibenden Kräften im Prozess 
der Umsetzung des OZG – vor 
allem in Bezug auf eine noch 
breitere Einbindung der kom-
munalen Ebene.   

Unterschied zwischen 
Effizienz und Effektivität

Eine zentrale Erfahrung (und auch Bot-
schaft) der MRN in Bezug auf die aktive 
Gestaltung der digitalen Transformation im 
Bereich der öffentlichen Verwaltung ist die 
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Als eines ihrer jüngsten Innovationsprojekte nahmen Ralph Schlusche 
(Direktor Verband Rhein-Neckar), Dr. Christine Brockmann (Geschäfts-
führerin MRN) und Stefan Dallinger  (Landrat Rhein-Neckar-Kreis) erfolg-
reich den Metropolatlas Rhein-Neckar in Betrieb. 
     Foto: BS/MRN GmbH/Schwerdt

DATEN ABRUFEN DATEN KONTROLLIEREN DATEN NUTZEN

CELLEBRITES DIGITAL INTELLIGENCE-PLATTFORM

Die einzige End-to-End-Lösung für die digitale Forensik

• Entdecken Sie die relevanten Beweise, die Sie benötigen.
• Bauen Sie Barrieren ab, reduzieren Sie die Fallbearbeitungsdauer. 

• Erhalten Sie Einblicke, denen Sie vertrauen können, und schließen Sie weitere Fälle ab.

Mehr erfahren Sie auf: www.cellebrite.com

http://www.cellebrite.com
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Beachtung des Unterschiedes zwischen Ef-
fizienz und Effektivität möglicher Maßnah-
men. Denn wenn es um den größtmöglichen 
Nutzen (“Impact”) für Staat und Verwaltung 
geht, kann es gesamtgesellschaftlich sehr 
“ineffizient” sein, einen Prozess in einer ein-
zelnen Behörde zu optimieren, wenn sich 
dieser im Verbund mit anderen Leistungen 
und/oder Verwaltungen weitgehend auto-
matisieren oder sogar abschaffen ließe.

Mit Blick auf die digitalen Innovationen, 
Disruptionen und Transformationen im Be-
reich der Wirtschaft wissen wir alle längst, 
dass die größten Potenziale heute nicht 
mehr in der “Elektrifizierung bestehender 
Strukturen und Prozesse” zu suchen sind, 
sondern in neuen, plattformbasierten Or-
ganisations- und Geschäftsmodellen, in 
der Automatisierung und im Einsatz von 
KI-Technologien. Die Tatsache, dass Verwal-
tungshandeln zu fast 100 Prozent aus Infor-
mationsprozessen besteht und 90 Prozent 
aller Dokumente von Verwaltungen nach 
wie vor für andere Verwaltungen bestimmt 
sind, lässt erahnen, welch riesiges Digitali-
sierungspotenzial im Bereich der öffentli-
chen Verwaltung noch schlummert. Und es 
besteht mit Blick auf die demographische 
Entwicklung eigentlich auch kein Zweifel 
daran, dass wir solche Effizienzeffekte von 
30, 40 oder sogar 50 Prozent in Bezug auf 
das Gesamtsystem der öffentlichen Verwal-
tung in Deutschland unbedingt benötigen, 
um den digitalen Entwicklungsrückstand im 
öffentlichen Sektor aufzuholen und analog 
zur Wirtschaft in einen Zustand “4.0” zu 
kommen.   

Organisatorische Gestaltungspotenzia-
le stärker in den Fokus rücken
Es gilt daher, die organisatorischen Gestal-

tungspotenziale der neuen Technologien in 
Bund, Ländern und Kommunen in Zukunft 
noch deutlich stärker in den Fokus zu rü-
cken. Dabei müssen die entsprechenden 
innovativen Lösungsideen noch nicht ein-
mal zwingend digital sein. Seit über zehn 
Jahren gibt es beispielweise in der MRN 
einen regionalen Handwerkerparkausweis 
oder länderübergreifend einheitliche For-
mulare in den 22 Ausländerbehörden – zwei 
Beispiele für Projekte mit einem hohen “Im-
pact” bei nur geringen oder keinen digitalen 

Investitionen. Welche Dimensionen sich da-
rüber hinaus durch gemeinsame IT-Systeme 
erschließen lassen, zeigen in der MRN das 
ebenfalls länderübergreifende Callcenter 
der Behördenrufnummer 115 und natür-
lich noch deutlicher das aktuell zurecht viel 
beachtete OZG-Projekt ELFE (Einfach Leis-
tungen für Eltern) der Hansestadt Bremen. 

Radikales “Neudenken” 
muss das Motto sein 
Radikales “Neudenken” von Verwaltung 

muss daher das Motto sein, wenn wir un-
sere begrenzten personellen und finanziel-
len Ressourcen in den kommenden Jahren 
optimal einsetzen wollen. Und dabei gilt es 
möglichst konsequent von den Anforderun-
gen und Bedarfen der Wirtschaft auszuge-
hen, denn Unternehmen wickeln bekannt-
lich jährlich über einhundertmal mehr und 
zumeist auch deutlich komplexere Prozesse 
mit der Verwaltung ab, als ein Bürger. 

Auch daher will die MRN sich zukünftig 
noch intensiver mit dem Thema “branchen-
orientiertes E-Government” beschäftigen. 
Geplant ist hier u.a. ein Reallabor für Digi-
tales Planen und Bauen. Dabei will die MRN 
ein aktuelles Fördervorhaben des BMWI im 
Bereich “Sichere digitale Identitäten” (SDI) 
nutzen, um in Kooperation mit Wirtschaft 
und Wissenschaft zukunftsweisende platt-
formbasierte IT-Architekturen zu entwi-
ckeln bzw. zu erproben, mittels derer Archi-
tekten und Ingenieure sowie Unternehmen 
der Bauwirtschaft sowie Handwerksbetrie-
be einen einheitlichen und standardkon-
formen Zugang zu den 26 unteren und drei 
oberen Baubehörden der Metropolregion 
erhalten sollen. Das Projekt setzt dabei auf 
wertvollen Erfahrungen aus früheren Pro-
jekten mit dem BMI, BMVI und dem BMWI 
auf und profitiert zudem von der engen 
Verzahnung des Vorhabens mit den Aktivi-
täten der MRN in drei Themenfeldern bzw. 
Laboren der OZG-Umsetzung. 

“KommunalCampus” als plattform-     
basiertes Weiterbildungsangebot
Ein zweites strategisches Vorhaben der 

MRN betrifft das Thema Kompetenzen. Hier 
hat die MRN entsprechend einer Empfeh-
lung ihrer drei Länder-CDO/CIOs im Ver-
bund mit den Personalverantwortlichen 

der 15 Stadt- und Landkreise sowie drei  
initialen Bildungspartnern unter dem Titel 
“KommunalCampus” eine innovative platt-
formbasierte Lösungsidee für ein skalierba-
res und modulares Weiterbildungsangebot 
für die kommunale Familie entwickelt. Die-
ses Vorhaben bildet dabei zugleich einen 
Baustein der Aktivitäten der MRN als kom-
munaler/regionaler Partner in einem ähn-
lich gelagerten Projekt des IT-Planungsrats. 

Innovation und Kooperation sind auch im 
öffentlichen Sektor die Schlüsselfaktoren 
für Modernisierung und Transformation. 
Deren gezielte Förderung sind Dauerauf-
gaben, die professionell organisiert werden 
müssen. Dazu braucht es vor allem ver-
lässliche und zugleich hinreichend flexible 
institutionelle Strukturen sowie tolle Teams 
mit viel Motivation und Leidenschaft. Für 
beides ist die Metropolregion Rhein-Neckar 
ein ebenso bekanntes wie erfolgreiches Bei-
spiel. 
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+++ BMGS-Staatssekretär Klaus 

Theo Schröder verspricht, im von 

Bundeskanzler Gerhard Schröder 

vorgegebenen Zeitplan für die 

elektronische Gesundheitskar-

te zu bleiben: "Ich halte ihn 

für ambitioniert, aber not-

wendig". Dieses Jahr sind die 

konzeptionellen Vorarbeiten 

geplant, 2004 die Testphase und 

am 1. Januar 2006 soll die Karte 

in Deutschland flächendeckend in 

Echtbetrieb gehen. Allein das 

damit verbundene elektronische 

Rezept soll laut Schröder "kon-

servativ gerechnet" jährlich 1 

Mrd. Euro einsparen, also 0,7 % 

des Gesundheitsbudgets.

Die Investitionskosten wären 

nach etwa 2 Jahren refinanziert.  

+++

Auszug aus 
Ausgabe Nr. 19 von "Behörden 

Spiegel online",veröffentlicht am 
19.03.2003

+++ Der ewige Patient +++

RÜCKSPIEGEL
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Künstliche 
Intelligenz: 

Prozesse anders 
sehen, Systeme 

anders bauen.

Vom Mission Statement bis zur Roadmap 

Eine KI-Strategie schafft das Regelwerk für kluge  
Anwendungsszenarien in der öffentlichen Verwaltung.  
Wie adesso KI-Projekte strategisch mit Hilfe der Methode  
„Interaction Room:KI“ auf den Weg bringt, erfahren Sie 
hier in unserem Public Blog.

Ihr Ansprechpartner:
Uwe Sander,   

Vertriebsleiter Public

E-Mail senden

Wir brauchen mehr E, Open und Smart Government  
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(BS/Prof. Dr. Jörn von Lucke) Die Corona-
Pandemie ist ein echter Belastungstest für 
Staat und Verwaltung, aber auch ein Ka-
talysator zur nachhaltigen Digitalisierung 
des öffentlichen Sektors. Durch den überra-
schenden Wegfall des persönlichen Kanals, 
der Bürgerämter mit hohem Besucherauf-
kommen und der Amtsstuben mit mehre-
ren Arbeitsplätzen, müssen sich Ämter und 
Behörden mit Abstandsregeln und Home-
Office anders aufstellen. 

Wir dürfen nicht vergessen, dass man Mit-
te März 2020 von einem exponentiellen 
Wachstum mit einer Verdopplung der Fälle 
innerhalb von drei Tagen ausgegangen ist. 
Rein rechnerisch hätte dies bereits Ende Ap-
ril 2020 zu einer völligen Durchseuchung al-
ler 83 Millionen Bundesbürgern geführt. Da 
die ergriffenen Maßnahmen wirken, liegt 
deren Anzahl ebenso wie die der Toten sehr 
viel niedriger. Die realen Zahlen dieser Tage 
werden zeigen, ob die Maßnahmen zum 

Schutz von Bevölkerung und Wirtschaft 
ausreichen. Lob und höchste Anerkennung 
gilt allen in Krankenhäusern und Verwal-

tung, die unter Einsatz ihres Lebens helfen, 
diese Krisensituation zu meistern und Men-
schenleben zu retten. Auch wenn es über 
einen längeren Zeitraum noch keine Nor-
malität geben kann, so muss auf Seiten von 
Politik und Verwaltung über eine schritt-
weise Rückkehr zur Normalität auch mit 
Möglichkeiten der Digitalisierung nachge-
dacht werden. Die Arbeits- und Handlungs-
fähigkeit gilt es auch mit digitalen Lösungen 
sicherzustellen, denn nach der Pandemie ist 
vor der nächsten Pandemie. 

Mitte März 2020 ruckelte es im Gesund-
heitswesen, in den Schulen und Hochschu-
len, bei der Inneren Sicherheit und in der öf-
fentlichen Verwaltung ganz erheblich. Nach 
mehr als 60 Jahren der Digitalisierung von 
Staat und Verwaltung irritiert dies durch-
aus. Sicherlich werden mehrere unabhän-
gige Kommissionen schonungslos untersu-
chen müssen, wieso das passieren konnte. 
Vor allem gilt es, die systemischen Ursachen 

Prof. Dr. Jörn von Lucke hat den Lehrstuhl 
für Verwaltungs- und Wirtschaftsinforma-
tik am The Open Government Institute (TO-
GI) der Zeppelin Universität Friedrichshafen 
inne.                                                       Foto: BS/Dombrowsky

mailto:uwe.sander%40adesso.de?subject=KI%20im%20%C3%B6ffentlichen%20Sektor
https://www.adesso.de/de/news/blog/index.jsp?blogTagID=41155
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herauszuarbeiten, um diese dauerhaft zu 
beseitigen. Electronic Government, vor 
allem aber Open Government und Smart 
Government werden künftig eine sehr viel 
bedeutendere Rolle spielen müssen, um 
verlässlich und in allen künftigen Krisen ar-
beitsfähig zu bleiben. 

Digitalisierung ist viel mehr 
als nur E-Government
Am Häfler Stufenmodell lässt sich zei-

gen, dass Digitalisierung viel mehr als nur 
E-Government ist. Staat und Verwaltung 
steigen mit der Umsetzung des OZG in die 
Digitalisierung des Vertriebskanals des öf-
fentlichen Sektors erst richtig ein. Aber sie 
stellen sich viel zu spät neu auf. Würde 
der Portalverbund schon laufen, wäre der 
Ausfall des persönlichen Kanals wie des 
schriftlichen Kanals auf allen Ebenen leich-
ter zu kompensieren gewesen. One-Stop-
Government und vertikales Mehrkanal-
Management sind wesentliche Leitbilder 
für Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit. 
Einen Zugang im Verbund zu allen Verwal-
tungsleistungen und den dahinterstehen-
den Fachverfahren muss weiterhin das 
kurzfristige Ziel sein. Dies trägt zur IT-Konso-
lidierung auf allen Ebenen bei. Fehlen wei-
ter die Haushaltsmittel, das Personal und 
die politisch ambitionierten Ziele, bleibt 
nur das Durchwursteln. Bund, Länder und 
Kommunen wollen aber noch sehr viel mehr 
erreichen.  

Offenes Regierungs- und 
Verwaltungshandeln
Ein offenes Regierungs- und Verwaltungs-

handeln trägt dazu bei, Bürger und externe 
Partner in die Erledigung öffentlicher Auf-
gaben mit einzubinden. In Zeiten knapper 
Kassen kann die Handlungsfähigkeit so ge-
sichert und Vertrauen aufgebaut werden. 
Bund, Länder und Kommunen verstehen 
darunter Partizipation, Teilhabe und Enga-
gement der Zivilgesellschaft, Transparenz 
und Rechenschaft, Zusammenarbeit und 
Innovation. 

Beispielsweise haben kurz nach dem 
Lockdown sieben soziale Entrepreneure 
mit ihren gemeinnützigen Initiativen, un-
terstützt vom Bundeskanzleramt und dem 
Digitalrat, einen dreitägigen Hackathon 
initiiert. Bereits am folgenden Wochenen-
de wurden nachhaltige Lösungen zu He-
rausforderungen der Covid-19-Pandemie 
erarbeitet. Deutschlandweit haben in drei 
Tagen 28.361 Teilnehmer mehr als 1.500 
Lösungen entwickelt. Mit dem #WirVsVi-
rus Umsetzungsprogramm gilt es nun, aus 
Open Source-Prototypen und Open Data-
Ansätzen tragfähige Produkte und Dienste 
zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben zu ma-
chen. Es ist ratsam, dieses Engagement und 
diese Innovationskraft in vielen öffentlichen 
Bereichen konstruktiv zu nutzen, insbeson-
dere, wenn die Mittel und das Personal 
knapp werden und die eigene Innovations-
kraft kaum noch spürbar ist. 

Disruptive Optionen nutzen
Smarte Objekte und cyberphysische Sys-

teme eröffnen disruptive Optionen zur 
effektiven öffentlichen Aufgabenwahrneh-
mung. In der Corona-Krise blicken viele nach 
Asien: Smartphone-basierte Corona-Tra-
cker, smarte Armbänder, Überwachungs- 
kameras mit Gesichtserkennung und Über-
wachungsdrohnen werden dort zur effizien-
ten Quarantäneüberwachung eingesetzt. 
Sie versprechen überzeugend Sicherheit 
und Schutz. Viele asiatische Lösungen er-
füllen aber nicht unsere Anforderungen 
an Datenschutz und IT-Sicherheit und ent-
sprechen nicht unserem Verständnis einer 
freiheitlichen Gesellschaftsordnung. Einige 
Politiker sind dennoch begeistert, da die-
se ihnen rasche Lösungen zusichern. Unter 
den Risiken und Nebenwirkungen würden 
aber die Bürger zu leiden haben. Einen 
smarten Überwachungsstaat gilt es dauer-
haft zu verhindern. 

Sicherung der digitalen Souveränität
Dies gelingt nur, wenn Politik, Verwaltung, 

Wissenschaft und Wirtschaft gemeinsam 
und kompetent datenschutzkonforme und 
sichere Smart Government-Lösungen ent-
wickeln können. Zur Sicherung unserer digi-
talen Souveränität müssen daher Electronic 
Government, Open Government und Smart 
Government gleichermaßen durchdringen-
der Bestandteil von Wahlprogrammen und 
Koalitionsverträgen werden. 

http://www.digitaler-staat.org


Homeoffice in Behörden 
schnell umsetzen

www.ncp-e.com/de/bc

!

Business Continuity

So unterschiedlich das Thema Homeoffice 

im Behördenumfeld gehandhabt wird, in 

den letzten Wochen musste es doch schnell 

gehen. Um arbeitsfähig zu bleiben und die 

Mitarbeiter zu schützen, war Homeoffice 

unumgänglich. 

Bauen Sie mit uns in jedem Umfeld schnell 

und flexibel VPN Kapazitäten auf und neh- 

men Sie mobile Anwender in kürzester 

Zeit in Betrieb.

Als deutscher Hersteller stehen wir für 

Sicherheit, Flexibilität und Skalierbarkeit.

Schnell einsatzbereit unter 
+49 911 9968-0 oder über 
sales@ncp-e.com.

http://www.ncp-e.com/de/bc
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(BS/Dirk Lieder*) Seit 1.000 Ausgaben 
begleitet dieser Newsletter das Thema E-
Government – erweiterte Aufgaben, ver-
änderte gesetzliche Rahmenbedingungen 
und staatliche Strategien, neue konzeptio-
nelle und technische Lösungsansätze. 

An Herausforderungen mangelt es auch 
im Jahr 2020 nicht. Heute beherrscht das 
Schlagwort Digitalisierung die Planungen, 
Vorhaben und Lösungen rund um Infor-
mationstechnologie. Wie zentral entspre-
chende Lösungen und damit eine digitale 
Befähigung der öffentlichen Verwaltung 
in unserer vernetzten Welt sind, zeigt die 
aktuelle globale Corona-Krise in aller Deut-
lichkeit.

Welche sind aber die drängenden Aufga-
ben und vordringlichen Bereiche, in denen 
es jetzt mehr denn je die digitale Transfor-
mation und Kompetenz auszubauen gilt?

Digitalisierung jetzt
Die Marschrichtung hin zur digitalen Ver-

waltung der Zukunft ist gesetzt. Dies betrifft 
zum einen den Dialog und zugleich verein-
fachte Verwaltungsprozesse an der Schnitt-
stelle zu Bürger und öffentlichem Raum.

Das reicht von der teilautomatisierten Be-
antwortung von Anfragen mit Unterstüt-
zung von digitalen Assistenten und Chat-
bots bis hin zum Onlinezugangsgesetz und 
Verwaltungs-Apps für diverse Aufgaben 
und Abläufe – ergänzt um flexible und leis-
tungsstarke Auswertungs- und Analyseme-
chanismen, die Datenberge und Informatio-
nen mithilfe von Künstlicher Intelligenz und 
Data Intelligence beherrschbar machen. 

Aktuelle Bespiele gibt es hier zuhauf: Die 
einfache Meldung von Straßenschäden 
per App oder über Fahrzeugsensoren, die 

zentrale Steuerung von 
Straßenbeleuchtun-
gen und Stromnetzen, 
digital eingereichte – 
und nach festgelegten 
Workflows effizient 
bearbeitete – Antrags-
verfahren oder auch 
die aktuell viel disku-
tierten App-Ansätze 
zur Verfolgung von In-

fektionsketten und der Unterstützung der 
Gesundheitsämter in der aktuellen Lage. 
Alles das sind beispielhafte Schlaglichter, 
die das Potenzial der digitalen Transforma-
tion beleuchten und sich auf nahezu alle 
Verwaltungsbereiche ausweiten lassen. 

Mobile Arbeitsumgebungen
Aber auch intern ist die Befähigung zu mo-

bilem Arbeiten, Fernzugriff und reibungs-
loser Kommunikation unabhängig von Zeit, 
Ort und genutzten Endgeräten weit nach 
vorne ins aktuelle Bewusstsein getreten – 
ob man es nun als Home-Office oder Tele-
Arbeit bezeichnet. 

Lange galten diese Arbeitsmodelle in der 
traditionellen Präsenzkultur des papierge-
bundenen Büroalltags als weder notwendig 
noch gewünscht, geschweige denn mach-
bar. Wenn aber selbst die Kanzlerin aus 
der Heimquarantäne zugeschaltet werden 
muss, liegt die Notwendigkeit, zumindest 
im Bedarfsfall handlungsfähig zu bleiben, 
auf der Hand. 

Durchgängige Cyber Security
Hier aber bildet die vorhandene oder eben 

nicht vorhandene Infrastruktur bereits ei-
nen etwaigen Flaschenhals. Und selbst 
wenn entsprechende Netzwerkumgebun-
gen, Software-Anwendungen für virtuelle 
Referatsräume, Geräte und Kommunika-
tionsmittel vorhanden sind, stellen sich 
hinsichtlich eines sicheren Fernzugriffs auf 
kritische Systeme und Daten weitere Her-
ausforderungen. 

Die Gewährleistung einer durchgängigen 
und strategisch verankerten Cyber Security 
ist hier unumgänglich. Diese muss die Kom-
munikationsnetzwerke ebenso wie System-

zugriffe und Daten bis hin zum oft zitierten 
“Risikofaktor Mensch” angemessen schüt-
zen, darf aber gleichzeitig nicht die flexible 
Arbeit ausbremsen.

Entspannter IT-Betrieb
Bei allen konzeptionellen, strategischen 

und technischen Lösungen bleibt eine Fra-
ge: Wer soll sich um all diese Aufgaben in 
Informationstechnologie, Entwicklung und 
Sicherheit kümmern? Schon heute ist es zu-
nehmend schwer, entsprechend qualifizier-
te Spezialisten in ausreichender Anzahl für 
jedes Ressort der öffentlichen Verwaltung 
zu gewinnen. Mit einer weiter rasant fort-
schreitenden technischen Entwicklung und 
zunehmender Komplexität wird es inhalt-
lich beinah unmöglich und wirtschaftlich 
zunehmend weniger sinnvoll, die entspre-
chenden personellen Kräfte komplett bei 
der Verwaltung selbst vorzuhalten. 

Mit dem ITZBund und weiteren Konsoli-
dierungsbestrebungen ist hier ein wichtiger 
und richtiger Weg erfolgreich eingeschla-
gen. Dennoch bleiben externe Dienst-
leistungen und die Unterstützung durch 
verlässliche Partner essenziell. Sowohl im 
IT-Betrieb als auch in der Planung und dem 
Projektmanagement neuer umfangreicher 
Vorhaben bietet die Verbindung aus der 
Vertrautheit in Abläufen und Strukturen 
mit dem Blick über den Tellerrand auf Best 
Practices jenseits des eigenen täglichen 
Umfelds greifbare Vorteile für alle Beteilig-
ten im E-Government der Zukunft. 

Die derzeitige Situation bietet hier bei al-
len Belastungen auch große Chancen, denn 
sie zwingt dazu, sich mit dem Thema Di-
gitalisierung auseinanderzusetzen, das in 
vielen Bereichen allzu lange als “vielleicht 
nützlich, aber nicht notwendig” abgetan 
oder aufgeschoben wurde. Es bleibt zu hof-
fen, dass das aktuelle Bewusstsein für die 
Bedeutung digitaler Transformation, digita-
len Lebens und Wirtschaftens auch über die 
akute Krise hinaus anhält und dazu beiträgt, 
Deutschland endlich aus dem Schatten der 
digitalen Weltspitze heraustreten zu lassen.

*Dirk Lieder ist Geschäftsführer der CONET 
Solutions GmbH.

Die ewige Herausforderung – von der EDV zur Digitalisierung
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(BS/Horst Robertz/Dr. André Schulz) Der 
Staat steht vor der Herausforderung, im 
Kontext der Digitalisierung seine Datenho-
heit zu sichern: durch IT Security und Daten-
schutzrichtlinien. Neben einer Modernisie-
rung der IT im öffentlichen Bereich wird es 
gerade in Zukunft darauf ankommen, mit 
Hilfe von Cloud-Lösungen und Open Stan-
dards in der Verwaltung agile Strukturen zu 
schaffen. 

Die zunehmenden Datenmengen auch in 
der öffentlichen Verwaltung sorgen für ei-
ne vergrößerte Angriffsfläche. Durch diese 
neuen Gefahrenquellen und Cyber Crime 
hat sich die Bedrohungslage gegenüber den 
IT-Infrastrukturen in letzter Zeit grundle-
gend gewandelt. In Deutschland sind daher 
die Kritischen Infrastrukturen (KRITIS), wie 
das Gesundheitswesen, die Energie- und 
Wasserversorgung sowie die staatlichen 
Kernfunktionen durch strenge Sicherheits-
richtlinien geschützt. Deutschland nimmt 
beim IT-Sicherheitsgesetz, das sich auf die-
se kritischen Infrastrukturen bezieht, euro-
paweit eine Vorreiterrolle ein. Angesichts 
der Bedrohungslage bedarf es aber eines 
neuen Ansatzes in der IT-Architektur, die 
Kontrolle über die Daten und die digitale 
Souveränität mit flexibleren Strukturen für 
die Digitalisierung der Verwaltung in Ein-
klang zu bringen. 

Verwaltung auf dem Weg zu 
Cloud-Lösungen und Open Standards
Bei der Modernisierung der IT empfiehlt 

es sich auch für öffentliche Einrichtungen, 
über Cloud-Angebote als Ergänzung zum 
klassischen Rechenzentrum nachzudenken. 
Moderne Multi-Tier-Anwendungen setzen 
nämlich auf eine strikte Trennung der Da-
tenhaltung von der Anwendung. Dadurch 
können die sensiblen Daten im eigenen 
Rechenzentrum gehalten und sehr flexibel 
einzelne Dienste oder ganze Anwendungen 
von externen Dienstleistern hinzugebucht 
werden. Das beschleunigt die Digitalisie-
rung der Verwaltung ungemein. Vorausset-
zung ist allerdings, dass Anwendungen und 
Verfahren modernisiert werden und für die 
neuen Technologien, u. a. die Containerisie-
rung, zur Verfügung stehen. 

Um die Abhängigkeit von einem einzigen 
Hersteller – auch Lock-in-Effekt genannt – zu 
vermeiden, setzen öffentliche Einrichtun-
gen oft auf Open Source-Software. Damit ist 
aber nicht per se eine Reduzierung der Ab-
hängigkeit verbunden. Im Gegenteil: nicht 
selten wird die Abhängigkeit von einem gro-
ßen Hersteller durch die Abhängigkeit von 
einem Einzelprogrammierer dieses Open 
Source-Projektes ersetzt. Daher kommt 
Offenen Standards eine erheblich höhere 
Bedeutung zu. Eine robuste, zeitgemäße 
Infrastruktur mit offenen Standards ist die 
Grundlage dafür, dass Open Source auch 
in komplexen Umfeldern gut funktioniert. 
Deshalb bekennt sich VMware eindeutig zur 
Open Source-Welt: Das Unternehmen ist 
sehr stark auf Open Source ausgerichtet. So 
ist VMware der zweitgrößte Contributor zur 
Open Source-Community im Kubernetes-
Bereich. 

Sinnvolle Partnerschaften für ein 
Maximum an Sicherheit
Damit in der öffentlichen Verwaltung eine 

zeitgemäße Infrastruktur mit offenen Stan-
dards geplant, aufgebaut und betrieben 
werden kann, sind vor allem zuverlässige 
Partner vonnöten. VMware hat ein riesiges 
Partner-Ökosystem aufgebaut, zu dem al-
lein in Deutschland mehrere Hundert Han-
dels- und Hosting-Partner vor allem aus 
dem lokalen mittelständischen Bereich ge-
hören. Neben diesen nationalen Partnern 
arbeitet VMware auch mit großen internati-
onalen Partnern wie AWS, Google, IBM und 

Microsoft zusammen. Mit diesem sicheren 
Ökosystem von VMware finden öffentliche 
Einrichtungen genau den Partner – natio-
nal, europaweit oder global –, der ihnen am 
besten helfen kann.

Dank der durchgängig einheitlichen Inf-
rastruktur bei VMware sind Kontrolle und 
Unabhängigkeit gut in Einklang zu bringen. 
VMware ist selbst nicht als Service Provider 
tätig, sondern stellt zertifizierten Partnern 
die Produkte zur Verfügung, um beispiels-
weise eine Cloud-Infrastruktur für Behör-
den aufzubauen. So lassen sich die Vorteile 
der Cloud nutzen, ohne die Kontrolle über 
die Daten zu verlieren. Dadurch laufen die 
Applikationen über Container-Technologie 
in einer Public Cloud, die sensiblen Daten 
werden aber in der sicheren Private Cloud 
oder im eigenen Rechenzentrum vorgehal-
ten. Denn es sollte beim Thema nationale 
digitale Souveränität nicht darum gehen, in 
jeder Hinsicht autonom zu agieren, sondern 
in Zukunft sinnvolle Partnerschaften einzu-
gehen und auf bewährte Lösungen zu set-
zen. So kann ein Maximum an Sicherheit auf 
nationaler Ebene gewährleisten werden. 

Mehr zum Thema
Weitere Informationen zum Thema digi-

tale Souveränität im Expert-Talk mit Horst 
Robertz sowie im Webinar “Digitale Souve-
ränität im Zeitalter der Cloud” mit Dr. André 
Schulz und Klaus Wrobel.

Datensicherheit für die nationale digitale Souveränität

Horst Robertz, 
Director Public Sec-
tor & Healthcare, 
bei VMware  
Foto: BS/VMware

Dr. André Schulz, 
Strategic Account 
Executive, 
bei VMware
Foto: BS/VMware
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Kooperation ist die Grundlage einer erfolg-
reichen Umsetzung digitaler Souveränität.                 
                         Foto: BS/VMware/GettyImages

https://blogs.vmware.com/emea/de/2020/02/wie-staaten-sich-ihre-datenhoheit-erhalten/
https://blogs.vmware.com/emea/de/2020/02/wie-staaten-sich-ihre-datenhoheit-erhalten/
https://www.egovernment-computing.de/digitale-souveraenitaet-im-zeitalter-der-cloud-v-42542-12657/
https://www.egovernment-computing.de/digitale-souveraenitaet-im-zeitalter-der-cloud-v-42542-12657/
https://www.egovernment-computing.de/digitale-souveraenitaet-im-zeitalter-der-cloud-v-42542-12657/
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(BS/Andreas E. Thyen) Wie können wir 
Software günstig und bedarfsgerecht ein-
kaufen? Diese Frage stellt sich für Behörden 
mehr denn je. Denn sie müssen gut mit ih-
ren IT-Budgets haushalten, um Ressourcen 
für Digitalisierungs-Projekte freizuschau-
feln. Gebrauchtsoftware bietet die Chance, 
Kosten zu sparen und gleichzeitig den tat-
sächlichen Bedarf optimal zu decken. Auch 
in Zeiten der Cloud ist sie oft eine clevere 
Alternative.

Ab in die Cloud – das ist derzeit der Wunsch 
der großen Software-Hersteller. Doch die-
ser Schritt will für Behörden gut überlegt 
sein. Denn die Cloud ist in der Praxis nicht 
unbedingt günstiger als On-Premises-Soft-
ware. So fallen für ein Office 365 jeden 
Monat Gebühren an – und das über Jahre 
hinweg. Lokale Lizenzen bezahlt man da-
gegen nur einmal, schreibt sie ab und kann 
sie dann viele Jahre lang einsetzen. Darüber 
hinaus gibt es viele weitere Gründe, Work-
loads lieber im eigenen Rechenzentrum zu 
behalten. Laut einer Studie von KPMG und 
Bitkom Research befürchten zum Beispiel 
73 Prozent der befragten Unternehmen, 
dass es in der Cloud zu unbefugtem Zu-
griff auf sensible Daten kommen könnte. 
64 Prozent haben Angst vor Datenverlust 
und 50 Prozent verzichten aus rechtlichen 
und regulatorischen Bestimmungen auf 
die Cloud. Deshalb ist davon auszugehen, 
dass die Cloud On-Premises-Software nicht 
verdrängen wird, sondern sich hybride Mo-
delle durchsetzen. So können Kunden ganz 
nach Bedarf für jeden Einzelfall die Lösung 
auswählen, die am besten zu ihren Anforde-
rungen passt.

Kosten sparen mit gebrauchten Lizenzen
Entscheidet man sich, Standard-Software 

wie Microsoft Office weiterhin On-Premises 
einzusetzen, ist Gebrauchtsoftware die cle-
verste Variante. Sie ist auf dem Sekundär-
markt im Vergleich zum Neupreis zwischen 
20 und 50 Prozent günstiger erhältlich. 
Noch preiswerter sind Vorgängerversionen. 
Oftmals reicht deren Funktionsumfang für 
das Alltagsgeschäft völlig aus. Denn meist 
nutzen Mitarbeiter die neuesten Features 
gar nicht. In einigen Fällen ist eine zurücklie-

gende Office-Version sogar ausdrücklich er-
wünscht, um Kompatibilitätsprobleme mit 
bestehenden Fachanwendungen zu ver-
meiden. Übrigens: Ältere Software gibt es 
prinzipiell nur auf dem Sekundärmarkt. Neu 
verkaufen die Hersteller ausschließlich ihre 
aktuelle Version, die man dann downgra-
den kann. Das allerdings ist ein schlechter 
Deal, denn Kunden zahlen für Funktionen, 
die sie gar nicht nutzen.

Auch wer am Ende lieber in die Cloud mig-
riert und auf Office 365 umsteigt, profitiert 
von Gebrauchtsoftware. Denn er kann die 
Chance nutzen und seine übrigbleibenden 
On-Premises-Lizenzen auf dem Sekundär-
markt verkaufen. Das setzt wieder Ressour-
cen frei, die für die digitale Transformation 
zur Verfügung stehen.

Seit vielen Jahren absolut legal
Der Handel mit Gebrauchtsoftware ist 

schon seit vielen Jahren völlig legal und 
durch den sogenannten Erschöpfungs-
grundsatz des Urheberrechtsgesetzes 
geregelt. Dieser besagt, dass sich das al-
leinige Verbreitungsrecht des Herstellers 
erschöpft, wenn er eine Lizenz bereits ein-
mal verkauft hat. Der neue Eigentümer darf 
die Software weiterverkaufen, sofern die 
folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: Die 
Lizenz wurde ursprünglich mit Zustimmung 
des Herstellers im Gebiet der EU oder eines 
anderen Vertragsstaats des europäischen 
Wirtschaftsraums in den Handel gebracht. 
Der Erst-Käufer hat dafür ein Entgelt ge-
zahlt, das es dem Rechteinhaber ermög-
licht, eine angemessene Vergütung zu er-
zielen (ausreichend ist die Möglichkeit des 
Lizenzgebers hierzu). Außerdem muss der 
Erst-Käufer berechtigt gewesen sein, die 
Software unbefristet zu nutzen, inklusive 
etwaiger Aktualisierungen und Verbesse-
rungen. Er darf sie nach dem Verkauf nicht 
weiter einsetzen und muss eventuelle Kopi-
en unbrauchbar machen. 

Ein fachkundiger Händler sorgt für
Sicherheit

Obwohl die rechtlichen Bestimmungen 
eindeutig sind, ist ihre praktische Umset-
zung meist komplex. Aufgrund verschach-

telter Lizenzketten, Mengenkonvertierun-
gen oder aufgelösten Bundles ist es oft 
schwierig, nach vielen Jahren noch eindeu-
tig festzustellen, welche Lizenz einmal den 
heutigen Verträgen zugrunde lag. Zudem 
sind die Lizenzbestimmungen der Herstel-
ler äußerst vielschichtig. Deshalb empfiehlt 
es sich, sowohl beim An- als auch Verkauf 
von Gebrauchtsoftware mit einem fachkun-
digen, etablierten Händler zusammenzu-
arbeiten, der Erfahrung im behördlichen 
Umfeld hat. Er verfügt über das nötige Ex-
pertenwissen und die richtigen Tools, um 
Lizenzen eindeutig zu identifizieren. Den 
Software-Transfer wickelt er rechtssicher ab 
und dokumentiert die vollständige Rechte- 
kette. Dafür nutzt er ein performantes 
Warenwirtschaftssystem. Ein besonders 
kundenorientierter Händler bietet zudem 
vorgangsbezogene Testate von Wirtschafts-
prüfern, eine Vermögensschadenhaft-
pflicht und eine Haftungsfreistellung. Damit 
übernimmt er die volle Verantwortung für 
die Lizenzen, die er handelt.

Die Vorteile von Gebrauchtsoftware aus-
schöpfen 

Cloud oder doch lieber On-Premises: Die-
se Frage sollten Behörden genau abwägen. 
In vielen Fällen lohnt es sich, die Vorteile von 
Gebrauchtsoftware auszuschöpfen. Denn 
mit dem Ankauf kann man Kosten sparen, 
mit dem Verkauf neues Geld in die Kasse 
spülen. Beides ist wichtig, um Ressourcen 
für Digitalisierungsprojekte freizusetzen. 
Wer mit einem erfahrenen, fachkundigen 
Händler zusammenarbeitet, spart viel Auf-
wand und ist auf der sicheren Seite. So 
können Behörden schnell und einfach von 
Gebrauchtsoftware profitieren – und die 
Details einem Spezialisten überlassen.

Gebrauchtsoftware lohnt sich – gerade für Behörden!

Andreas E. Thyen, 
Präsident des Ver-
waltungsrats der 
LizenzDirekt AG 
Foto: BS/LizenzDirekt
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Detaillierte Informationen und Anmeldung unter: www.fuehrungskraefte-forum.de; Suchwort „Webinar“

Das Home Office zum Lernen nutzen
und Wissensvorsprung sichern!

Bin ich richtig eingruppiert? Das Eingruppierungsrecht 
kompakt und verständlich erklärt
14.05.2020 

Webinar Reihe: Grundlagen des Prozessmanagement
15.05.-20.05.2020 

Reputationsmanagement für Behörden
19.05.2020 

Rechte und Pflichten nach dem TVöD / TV-L
20.05.2020 

Einführen der E-Akte – Was führt zum Erfolg, was nicht
25.05.2020 

Social Media in Behörden – Einsatz von Facebook,  
Twitter & Co. in Krisenzeiten
26.05.2020 

Die Behörde im Home Office – Datenschutz in der 
 dezentralen EDV
27.05.2020 

Webinar-Highlights im Mai 2020
Kurz und knackig auf den Punkt gebracht

https://www.fuehrungskraefte-forum.de/seminarliste.jsp?inter_id=15

